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Landschaftsplanung und Naturschutz 
Zu 1. 
Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
Der Text-Teil B wird unter Ziffer 3.4 mit „Die Prägung des 
Campingplatzes SO 1 durch Einzelbäume und Gehölzbestände ist 
dauerhaft zu erhalten“ entsprechend ergänzt.  
Ebenso werden die Begründung sowie der grünordnerische Fachbeitrag 
entsprechend angepasst. 
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Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Zu 2: 
Absatz 1 
Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
 
Absatz 2 
Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt: „Um den Charakter 
der Kastanienallee dauerhaft zu erhalten, sind ergänzende Pflanzungen 
vorgesehen. In der Summe sind mindestens 10 zusätzliche Kastanien 
zu pflanzen.“ 
 
 
Zu 3: 
Im SO 1 sind Standplätze zum Aufstellen von Zelten und Wohnwagen in 
den im Plan dargestellten Bereichen zulässig. Weitere Anlagen und 
Einrichtungen werden ausgeschlossen. 
 
Zu 4 : 
Der Vertrag wird entsprechend abgeschlossen. 
Die textliche Festsetzung 4.3 „Maßnahmenfläche M5“ wird mit „ 
Röhrichte inklusive 3 m Uferrandstreifen“ entsprechend ergänzt.  
 
Zu 5: 
Die artenschutzrechtliche Prüfung hat festgestellt, dass die in den 
Stellungnahmen erwähnten Maßnahmen nicht für erforderlich 
angesehen werden. Brutvögel sind im Winter nicht relevant (keine 
Fortpflanzungszeit) Fledermäuse sind im Winter in Winterquartiere.  
 
Zu 6 : 
Die Beachtung und fachgerechte Umsetzung der erforderlichen 
naturschutzrechtlichen Maßnahmen mit einer konkreten Benennung und 
Beschreibung der Maßnahmen wird vertraglich, ggf. mit einer 
Fristangabe für die Umsetzung, mit dem Eigentümer vereinbart.  
 



3 
 

 

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
Die Absätze 1 bis 3 werden zur Kenntnis genommen und wie folgt 
berücksichtigt: 
 
Die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen werden dokumentiert und 
der UNB vorgelegt.  
Ein entsprechender Vertrag wurde vorbereitet und wird vor 
Satzungsbeschluss abgeschlossen.  
 
Zu 7: 
Es bleibt bei der vorgesehenen Festsetzung, da bereits durch forstliche 
und landschaftsschützende Maßnahmen die Nutzung des 
Campingplatzes erheblich eingeschränkt wird, dadurch kann eine 
weitere Reduzierung nicht hingenommen werden. 
 
Städtebau und Planungsrecht 
Innerhalb des Waldabstandes bleibt die Festsetzung Sondergebiet 
bestehen, durch textliche Festsetzungen wird die Nutzung der Flächen 
beschränkt. 
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Aussagen des Schallschutzgutachters: 
Mit Berücksichtigung des Abstandes des Campingplatzes von > 50 m 
zur L 205, der Schalldämpfung durch den Baumbewuchs und der 
Tatsache, dass im westlichen Bereich des Plangebietes gegenüber dem 
Bestand keine Erweiterungen vorgesehen sind und durch Beachtung 
des Waldabstandes die Campingplatznutzung um 20 m weiter nach 
Süden und Osten zurückgenommen wird, erscheint aus fachlicher Sicht 
eine Notwendigkeit für ein Verkehrslärmgutachten nicht notwendig. 
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Die Landesplanerische Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, 
es werden keine Bedenken vorgetragen, Ziele der Raumordnung stehen 
den damit verfolgten Planungsabsichten nicht entgegen. 
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entfällt 
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